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Ertragssteigerung („Bagatellbereiche“) Teildarstellung der vorgeschlagenen Kürzungen Links



Einleitung



Die mehr als angespannte Haushaltslage der Stadt Pforzheim ist in wirtschaftlicher Hinsicht auch ein Ergebnis des nahezu kompletten Wegfalls der gesamten Branche Schmuck- und Uhrenindustrie. Dazu kommt, dass alle Kommunen strukturell unterfinanziert sind. Dies trifft Pforzheim hart, denn die zugewiesenen Pflichtaufgaben beherrschen immer stärker die Ausgaben und engen den Gestaltungsspielraum der Stadt ein. Blicken wir in die Geschichte zurück, wissen wir, dass gerade die Notstandspolitik der Weimarer Republik, das Zusammenstreichen öffentlicher Mittel in der Krise verheerende Folgen gehabt hat. Demokratie wird in der Kommune gelebt und erfahren. Die kommunale Selbstverwaltung – soll sie nicht zur hohlen Phrase verkommen – erfordert eine Steuer- und Finanzpolitik, die eine ordnungsgemäße Erledigung der Pflichtaufgaben ermöglicht und Spielraum für freiwillige Aufgaben lässt. Geld ist genug da, die Gewerkschaften, aber auch andere Akteure aus Politik und Wissenschaft haben dies wiederholt mit entsprechenden Konzepten belegt! Eine solide Finanzausstattung der Städte, Gemeinden und Gemeindeverbände ist die passende Antwort auf rechtsextreme Politikkonzepte. Hier sind vor allem der Bund und das Land gefordert. In den vergangenen Jahrzehnten hat die Stadt Pforzheim den Anschluss an einen wirtschaftlichen Strukturwandel mit einem innovativen Industrie- und Dienstleistungscharakters verloren. Am Image „Goldstadt Pforzheim“ festzuhalten, wie dies immer noch aus einigen Kreisen verlautbar ist, hat sich nicht bewährt. Im Jahr 1913 (damals zählte Pforzheim 75.000 Einwohner), waren in der Schmuck- und Uhrenindustrie ca. 37.500 Menschen beschäftigt. Heute arbeiten noch ca. 1.800 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in dieser Branche. 2



Der große wirtschaftliche Einbruch für die Schmuck- und Uhrenindustrie begann in den 70iger Jahren. Der Verlust vieler tausend Arbeitsplätze konnte nicht gestoppt werden. Die IG Metall Pforzheim hatte damals vor einer Strukturkrise gewarnt und die Unternehmen aufgefordert, sich neuen Technologien und einem Wandel der Produktion zuzuwenden. Gewerkschaft, Betriebsräte und Politik wollten gemeinsam mit den betroffenen Betrieben einen „Plan zur Überwindung der Strukturkrise“ entwickeln. Leider sind seinerzeit nur wenige Arbeitgeber diesen Weg mitgegangen. Noch heute spüren wir die Auswirkungen dieser Struktur- und Wirtschaftskrise auf die Stadt Pforzheim und die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer:  fehlende Arbeitsplätze  wenig Weiterqualifizierungsmöglichkeiten für an- und ungelernte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer  keine industrielle Neu-Ansiedlungen mit gut bezahlten Jobs Auch die Stadtentwicklung wurde durch diese Krise gehemmt:  fehlende attraktive Wohnräume für junge Familien  eine anziehende Innenstadt zur Stärkung der Kaufkraft  Aufrechterhaltung und Investitionen in die kommunale Infrastruktur wie z. B. Bäder, …



Pforzheim ist von der Vergangenheit eingeholt worden. Angesichts der aktuellen Debatte um die Haushaltssituation der Stadt brauchen wir ein gesellschaftliches und politisches Verständnis sowie Miteinander.



Es ist eine große und zukunftsweisende Aufgabe des Oberbürgermeisters der Stadt Pforzheim, der Bürgermeister und der städtischen Beschäftigten, aus der - mehr als angespannten - finanziellen Lage der Stadt Pforzheim Perspektiven aufzuzeigen und einen gemeinsamen Weg mit dem Gemeinderat zu finden. Einleitend stellen wir fest, dass wir allen Akteuren unseren Respekt vor dem Angehen dieser Herkulesaufgabe aussprechen.



2.



Analyse der (Haushalts-) Situation



Statistische Erhebungen belegen für Pforzheim:     



die höchste Arbeitslosenquote in Baden-Württemberg eine Verfestigung der Langzeitarbeitslosigkeit viele an- und ungelernte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die im Niedriglohnsektor arbeiten geringe Gewerbesteuereinnahmen unterdurchschnittlicher Gemeindeanteil an der Einkommensteuer



Die überproportional gestiegenen Ausgaben bei den sozialen Transferleistungen wie beispielsweise Kosten der Unterkunft, Eingliederungshilfe belasten den Haushalt der Stadt Pforzheim besonders stark. Zusätzlich haben neue von Bund und Land übertragene Aufgaben ohne entsprechende finanzielle Unterstützung aus Land und Bund die Finanzkraft der Kommune geschwächt.
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Das Regierungspräsidium Karlsruhe, welches als Aufsichtsbehörde die städtische Haushaltssatzung genehmigen muss, geht von prognostizierten Fehlbeträgen von rd. 50 Mio. € pro Jahr aus. Deshalb wurde die Stadt Pforzheim zu konkreten Maßnahmen über ein Haushaltssicherungskonzepts verpflichtet. Dies beinhaltet Gesamteinsparungen von insgesamt ca. 132 Millionen Euro bis zum Jahr 2021. Seit dem 3. Juni 2016 wird das von der Stadtverwaltung vorgelegte Haushaltssicherungskonzept der Stadt Pforzheim öffentlich diskutiert. Der Gemeinderat hat im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung im Jahr 2012 einen Masterplan verabschiedet. Er dient als Leitlinie der Stadtentwicklung für die kommenden 10-15 Jahre und ist ein strategischer Stadtentwicklungsprozess. Im Masterplan der Stadt Pforzheim wurden zusammengefasst vier Oberziele definiert    



„attraktive Innenstadt“ „attraktiver Wohnstandort“ „attraktiver Gewerbestandort“ „erfolgreiche Bildung und Betreuung“



Die Diskussion über haushaltspolitische Strategien ist dabei eine zwingende Vorgabe. Die derzeit vorgeschlagenen Maßnahmen zur Erreichung eines genehmigungsfähigen Haushaltes stehen jedoch im Widerspruch zur kurz-, mittel- bis langfristiger Zielsetzung, die sich die Stadt mit dem Masterplan gesetzt hat. Beispiel: der offenkundige Konflikt der Einschnitte im sozialen Bereich mit dem Ziel „erfolgreiche Bildung und Betreuung“ (siehe auch Absatz 3.1. Ertragssteigerungen sowie 3.2. Ausgabenkürzungen)! Das Haushaltssicherungskonzept sieht weiter konkret vor: 1)



Erträge steigern auf insgesamt 10 Millionen €  



2)



Aufwendungen Reduzieren auf insgesamt 20 Millionen €  



3)



Hebesätze, Beträge, Gebühren erhöhen Ansiedlungen forcieren (Gewerbe + Einwohner) Pflichtaufgaben: Reduzierung der Standards Freiwillige Aufgaben: Verzicht und Einschränkung



Investitionen reduzieren auf insgesamt 15 Millionen €   



Investitionen für Pflichtausgaben priorisieren Investitionen für freiwillige Aufgaben reduzieren Bestandssicherung vor Neuerstellung



4)



Begrenzung des Investitionsvolumen auf 15 Millionen €



5)



Konnexitätsprinzip einfordern („Wer bestellt, zahlt auch“) Asyl, Kleinkindbetreuung, Eingliederungshilfe, …



Zu 1: Durch eine Erhöhung der Steuern über Landesdurchschnitt hinaus will die Stadt Pforzheim ca. 10. Mio. € einnehmen. Weitere wesentliche Ertragsarten sind durch die Stadt sind nicht beeinflussbar: z.B. Schlüsselzuweisungen des Landes, Umsatzsteuerbeteiligung oder sonstige Transfererträge. Einnahmen wie Gewerbesteuer, Grundsteuer und Gemeindeanteil an der Einkommensteuer sind dagegen von der Stadt beeinflussbar. Zu 2: Die Stadt Pforzheim hat sich mit dem Regierungspräsidium auf eine Kürzung ihrer Aufwendungen um 20 Mio. € jährlich verständigt, um die Liquidität dauerhaft zu sichern. 4



Zu 5: Das Konnexitätsprinzip in Art. 71 Abs. 3 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg lautet: „Den Gemeinden und Gemeindeverbänden kann durch Gesetz die Erledigung bestimmter öffentlicher Aufgaben übertragen werden. Dabei sind Bestimmungen über die Deckung der Kosten zu treffen. Führen dieses Aufgaben zu einer Mehrbelastung der Gemeinden oder Gemeindeverbände, so ist ein entsprechender Ausgleich zu schaffen." In Bezug obiger Punkte ergibt sich folgender Verteilungsschlüssel für die Dezernate: (Die Ermittlung erfolgte nach dem Anteil des durchschnittlichen Defizits der Jahre 2012 bis 2014 der jeweiligen Dezernate am Gesamtdefizit.)



Dezernat 1 Dezernat 2 Dezernat 3 Dezernat 4 Summe



Jahr 2016 724.000 1.582.000 2.265.000 429.000 5.000.000



2017 – 2021 jährlich 2.897.000 6.328.000 9.058.000 1.717.000 20.000.000



Gesamt 2016 – 2021 15.209.000 33.222.000 47.555.000 9.014.000 105.000.000



Anteil in % 14,49% 31,64% 45,29% 8,59% 100,00%



Die Dezernate und ihre Arbeitsschwerpunkte: Dezernat I. OB Hager Personal, Finanzen, Wirtschaftsförderung, Querschnittsverwaltung, Öffentlichkeitsarbeit, Politik und Internationales, Theater



Dezernat II. BM Schüssler Kultur, Bauen und Planen, Stadtentwicklung, Gebäudemanagement, Umwelt, Grünflächen



Dezernat III. BM Müller Bildung, Soziales, Sport, Jobcenter, Stadtbibliothek



Dezernat IV. 1. BM Büscher Sicherheit/Ordnung, Feuerwehr, Energie und Wasser, Personennahverkehr, Goldstadtbäder, Standesamt, Technische Dienste



3.



Auszug aus dem Haushaltssicherungskonzept mit Maßnahmen vom 02.06.2016



Die Stadt Pforzheim führt in ihrem Haushaltssicherungskonzept in 307 Positionen konkrete Vorschläge auf. Einige hiervon haben wir im Anhang auszugsweise aufgelistet. Auf eine umfassende Darstellung verzichten wir aus Platzgründen, zudem gehen wir nicht auf die vielfältigen bisher geführten Diskussionen oder Spekulationen aller Art ein. Wir bewerten die Vorschläge im Folgenden in Kurzresümees und verweisen wegen Details auf den Anhang.



3.1.



Ertragssteigerungen



Die Anhebung der Gewerbesteuer und der Grundsteuer B werden allein bereits zu einer Ertragssteigerung von knapp 10 Mio. € führen. Dies ergibt sich aus: Eine Anhebung des Gewerbesteuerhebesatzes von derzeit 410 % auf 450 % ergäbe ab 2017 jährliche Mehrerträge in Höhe von 7,4 Mio. € ansteigend auf 8,0 Mio. €. Wird der Hebesatz der Grundsteuer B von derzeit 500 % auf 550 % angehoben, ergäben sich jährliche Mehrerträge ab 2017 in Höhe von 2.470.000 €. 5



Weitere Ertragssteigerungen: Einzelvorschläge liegen unter anderem für Erträge wie Friedhofsgebühren, Kernzeitbetreuung, Schulkindbetreuung, Essensentgelt an Ganztagesschulen und Kindertagesstätten sowie Kindergartenentgelte vor. Allen diesen Vorschlägen ist gemeinsam, dass sie einkommensärmere Schichten und Familien besonders treffen. Große Verärgerung ist zu erwarten. Infolge von Sozialleistungsansprüchen verursachen diese Entgeltsteigerungen zudem Ausgaben an anderer Stelle. Ertragssteigerungen ergeben sich ferner bei der Vergnügungssteuer, der Hundesteuer und der Grundsteuer A, … Wir schlagen vor, bei der Konsolidierung die Möglichkeiten der Einnahmenverbesserung auszuschöpfen. Es ist bei den ausgearbeiteten Vorschlägen davon auszugehen, dass das Ziel von 10 Mio. € (Ertragssteigerung) übertroffen wird. Über diesem Ziel liegende Ertragssteigerungen sollten nur angestrebt werden, wenn Familien und sozial Schwache davon unterproportional belastet werden.



3.2.



Ausgabenkürzungen (Teildarstellung)



Die Auflistung im Anhang ist eine Teildarstellung aus dem Haushaltssicherungskonzeptes der Stadt Pforzheim vom 02.06.16. Sie verdeutlicht, welche gravierenden Auswirkungen dies für Pforzheim mit sich bringt. Erstmals wird bei der Stadt Pforzheim sogar über betriebsbedingte Entlassungen nachgedacht! Der DGB mit seinen Gewerkschaften ist sich bewusst, dass es zu Kürzungen - gar Streichungen kommen wird. Künftig sollen die Mittel für zum Beispiel die Aidshilfe, Herausführung aus der Obdachlosigkeit und die Migrationsstelle gekürzt bzw. gestrichen werden. Wir sehen allgemein durch Kürzungen im sozialen und bildungspolitischen Bereich eine große Gefahr für die Zukunft und den sozialen Frieden der Stadt. Wir sind der Meinung, jede Maßnahme muss auf die sozialen Auswirkungen und auf die dadurch entstehenden Folgekosten in der Zukunft bewertet werden. Verantwortung für künftige Generationen wahrzunehmen bedeutet, jeder Form von Verarmung von Teilen der Bevölkerung entgegenzutreten und den kommunalen Handlungsspielraum zu sichern. Wir halten nichts von einem Verteilungskampf zwischen den Dezernaten, aber: In Bildung und Soziales muss investiert werden. Für Pforzheim befürwortet der DGB-Kreisverband eine gesamtgesellschaftliche Diskussion, um die besten tragfähigsten Lösungen zu finden. Dies darf nicht dazu führen, dass berechtigte Anliegen, wie etwa sozialer, kultureller oder ökologischer Art, gegeneinander ausgespielt werden.



4.



Stellungnahme zu einzelnen Bereichen 4.1.



Sozial- und Bildungspolitik



„Einem kranken Kind entzieht man nicht die notwendigen Medikamente, um zu hoffen, dass es wieder gesund wird. Ein krankes Kind braucht umfängliche Fürsorge und die besten Medikamente, um wieder auf die Beine zu kommen.“



Nach diesem Grundsatz sollten wir den Sozialhaushalt und die vorgesehen Einsparungen betrachten.
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Der DGB und seine Gewerkschaften stehen in gesellschaftspolitischer Verantwortung. Wir betonen, dass „Sparen an der Zukunft“ in Wirklichkeit nicht sparen bedeutet, sondern ein Kürzen an der falschen Stelle ist, welches die Stadt Pforzheim am Ende mehr kosten als nutzen wird. Jugend & Familienförderung Allein im Kinder- und Jugendbereich unter 18 Jahren leben ca. 20 % von Hartz IV. Hier ist die Stadtpolitik aufgefordert, der einer möglicherweise bedrohlichen Entwicklung entgegenzuwirken. Dies bedeutet, Maßnahmen einzuleiten bzw. vorgesehene Kürzungen oder gar Streichungen zu überdenken, damit Betroffene einer möglicherweise dauerhaften Armutsfalle entgehen können. Der Arbeit des Stadtjugendrings, der Familienzentren, des Bürgerhauses Buckenberg-Haidach und aller Vereine zur Förderung einer gesunden Entwicklung und einer Selbstständigkeit von Jugendlichen und jungen Menschen muss oberste Priorität gegeben werden.



Beispiele:  



  



Familienzentren als Stadtteilzentrum und in der Erwachsenenarbeit, sind maßgebliche Einrichtungen in Pforzheim, die insbesondere den sozialen Stadtteil sichern sollen und können. Die Kinder- und Jugendarbeit in den Stadtteilen durch Stadtjugendring Pforzheim und anderen Aktiven der Jugendarbeit wie auch der Vereine muss verlässlich finanziell abgesichert sein. Die wertvolle Arbeit der Jugendakteure ist eine Kernaufgabe vor Ort. Präventive Angebote müssen erhalten bleiben. Präventionsarbeit beugt Folgekosten vor. Alle Träger brauchen Planungssicherheit für ihr Personal und die Qualität ihrer Arbeit. Die LIGA Pforzheim / Enzkreis und ihre Verbände wie z. B dem paritätischen Wohlfahrtsverband brauchen die Unterstützung der Stadt. Sie sind die Experten in der sozialen und integrativen Arbeit.



Bildung & Erziehung Schulsozialarbeit Die Stadt Pforzheim hat die Schulsozialarbeit in den vergangenen Jahren stark ausgebaut. Die jährliche Personal- und Sachkosten belaufen sich auf ca. 1.884.500 € (29 Schulen mit insgesamt 20 unbefristeten Fachkräften, Leitung und Koordination 1,75 Personalkräfte). Seitens der Verwaltung wird eine Reduzierung der vorhandenen Stellen nicht befürwortet. Dies sehen wir als eine richtige Entscheidung. Die Schulsozialarbeit hat vielfältige Ziele. Die Einbindung des Jugendamtes verhindert einen Anstieg der Fallzahlen beim Sozialen Dienst, aber auch anderen ausgewählten Beratungsstellen (Erziehungsberatungsstelle, Pro familia, Lilith, Plan B, Haus des Jugendrechts, Polizei …). Mit Hilfe der Schulsozialarbeit erfolgen präventive und kooperative Gruppenangebote / Maßnahmen / Trainingseinheiten durch die Kinder- und Jugendhilfe am Ort Schule sowie eine enge Kooperation und Vernetzung der unterschiedlichen Träger im sozialräumlichen Umfeld der Schule. Die Schulsozialarbeit ist außerdem Bindeglied zwischen Jugendhilfe und Schule. Daher sehen wir die Reduzierung des Sachkostenvolumens um 140.000 € kritisch, weil bewährte Angebote wegfallen würden. Die Reduzierung betrifft die Gruppenangebote JUGEND STÄRKEN im Quartier (25.000 €), der Gewaltpräventionsoffensive an Schulen (5.500 €), der Kreativprojekte an Schulen (20.000 €), sowie Sachmittel für die Schulsozialarbeit mit dem Schwerpunkt Schulvermeidung (89.500 €). Gerade der Wegfall des Schwerpunktes Schulvermeidung hätte für Pforzheim, aber auch für den Enzkreis zukünftige negative Folgen: finanziell wie gesellschaftspolitisch.
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Schulbudgets Die Schulbudgets von jährlich insgesamt 2.700.000 € sollen um 331.000 €, d.h. um 10 % für Realschulen bzw. Gymnasien oder 20 % für Berufsschulen gekürzt werden. In Baden-Württemberg besteht garantierte Lernmittelfreiheit gemäß der Landesverfassung. Der Medieneinsatz wird mit dem neuen Bildungsplan auch an den Grundschulen verbindlich. Der dauerhafte Verzicht auf den Mitteleinsatz, insbesondere für DV-Ausstattung und Vernetzung, ist nicht möglich, ohne Schülern und Schulen die dringend notwendige Vorbereitung auf die bereits jetzt bestehenden Anforderungen an die zunehmende Digitalisierung in Gesellschaft, weiterführenden Schulen, Ausbildung und Arbeitswelt vorzuenthalten. Die Medienbildung wird im Zuge der Bildungsplanreform zur Leitperspektive der Bildungspläne an weiterführenden Schulen. Digitale Medien werden noch intensiver für bzw. im Unterricht eingesetzt. Medien müssen künftig in den Klassen- und Fachräumen verfügbar sein (endgültiger Paradigmenwechsel). Ausstattung und weitergehende Vernetzung müssen vom Schulträger erbracht werden. Die Mittel hierfür seien laut Haushaltssicherungskonzept der Stadt nicht in den Budgets enthalten. Industrie 4.0 wird Anforderungen insbesondere an gewerbliche Schulen stellen. Es muss in Lernfabriken bzw. Labore investiert werden. Sie müssen im Aufbau und in der Ausstattung industriellen Automatisierungslösungen gleichen, damit die Grundlagen für anwendungsnahe Prozesse erlernt werden können. Die Ausbildung ist an die Anforderungen von Industrie und Wirtschaft anzupassen. Auch hier trifft die Stadt die Aussage, dass Mittel hierfür in den Budgets nicht enthalten seien. Bei der gesamten Schulsozialarbeit müssen Stadt und Enzkreis gemeinsam eine Lösung finden. Schulsozialarbeit darf keine Unterschiede zwischen Kindern aus Pforzheim und Kindern aus dem Enzkreis machen.



Regionales Übergangsmanagement Die Investitionen in den Bildungsbereich insbesondere in den Schul- und Integrationsbereich werden zukünftige Folgekosten reduzieren. Die Stadt Pforzheim ist zwar nicht für innere Schulangelegenheiten verantwortlich, kann jedoch über Rahmenbedingungen erheblich Einfluss nehmen. Mit der Einrichtung eines regionalen Übergangsmanagements der Stadt und des Enzkreises sowie der rechtskreisübergreifenden Zusammenarbeit von Kommune, Agentur und Jobcenter sind Schritte in die richtige Richtung eingeleitet worden. Der DGB begrüßt diesen Weg ausdrücklich und erhofft sich nun eine konsequente Fortführung und Umsetzung. Dabei müssen Kontrollzahlen wie: Schulabbrecherquote, Steigerung der Ausbildungsplätze sowie Förderprojekte zum Übergang von Schule in Ausbildung aktuell kommuniziert werden. Ebenso darf die Unterstützung an Schulen und Lehrer nicht aus den Augen verloren werden. Das Bemühen aller Akteure wird durchweg positiv empfunden.



Kindertagesstätten in Pforzheim In Pforzheim fehlen derzeit etwa 650 (und bis in zwei Jahren ca. 1400) Kindergarten- und Krippenplätze, wenn nicht sofort gegengesteuert wird. Die Schaffung von neuen Kindergarten- und Krippenplätzen muss besondere Priorität haben. Es ist unbestritten, dass die frühe Förderung im Elementarbereich wesentlich dazu beiträgt, die Bildungschancen der Kinder zu erhöhen, die sich dann in Schule und Ausbildung widerspiegeln. Wenn wir hier kürzen, sind Folgekosten für die Stadt unvermeidbar. Auch das Land Baden-Württemberg ist in der Pflicht, beim Ausbau und für die Betriebskosten von Kitaplätzen ausreichend Gelder zur Verfügung zu stellen. Eltern haben einen Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz. 8



Im Rahmen des Ausbaus von Kindertagesstätten für den Ganztagesbetrieb und auch den Ausbau von Ganztags(grund)schulen, muss auf Qualität geachtet werden. Der Personalschlüssel und auch die Leitungszeit müssen den erhöhten Anforderungen gerecht werden. Die Landesregierung muss auf ihre Zusagen verpflichtet werden. Kindertagesstätten und Schulen haben zunehmend Aufgaben nicht nur im Bildungsbereich, sondern auch im Erziehungsbereich zu erfüllen. Dies kann nur mit den Unterstützungssystemen der Jugendhilfe in Jugendamt und Sozialamt gelingen. Studie des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie: Zu erwähnen ist, dass unter gesamtwirtschaftlichen Aspekten die erhöhten Ausgaben im Bereich von Kitas und Schulen zu einer deutlichen Erhöhung der Vollzeitbeschäftigung führen könnten. Dies bescheinigt eine Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie vom Oktober 2016. Schon in den ersten fünf Jahren würden mehr als 400.000 neue Arbeitsplätze entstehen. Allein ein Viertel davon kommt aus der Gruppe der Langzeitarbeitslosen und mehr als ein Drittel aus sogenannter atypischer Beschäftigung. Besonders alleinerziehende Arbeitslose profitieren hierbei von der verbesserten Kinderbetreuung. Öffentliche Investitionen zahlen sich auch finanziell aus. Bereits nach elf Jahren würden die gesamtwirtschaftlichen Vorteile die gesamt anfallenden Kosten übertreffen. Die Finanzierung ist also durchaus rentabel und nachhaltig und positioniert sich somit gegen eine Politik des blinden Sparens und der „schwarzen Null“. Kultur & Freizeit Dreispartentheater Pforzheim Das Dreispartentheater Pforzheim ist ein unverzichtbarer Teil des kulturellen Lebens und über die Stadtgrenzen hinaus bekannt und beliebt. Es ist ein kultureller Leuchtturm in der Region und zieht viele Besucher an (Stärkung innerstädtisches Leben, Handel und Gastronomie). Über den Finanzausgleich ist die Sicherheit des Theaterpersonals und des Theaters derzeit nicht gewährleistet. Wir regen an, dass die Stadt Pforzheim und der Enzkreis sich über eine solide Theaterfinanzierung austauschen. Mit dem politisch vorgegebenen Sparzwang sind für das Stadttheater absehbar personelle Einschnitte verbunden. Altenbegegnungsstätten und aufsuchende Altenarbeit Die Altenbegegnungsstätten in Pforzheims sind ein wichtiger Teil der sozialen Struktur für ältere Menschen und beinhalten Elemente wie Bildungsangebote, Kulturarbeit, Prävention und Partizipation. Der Ansatz im Haushaltssicherungskonzept hier Kürzungen vorzunehmen, würde bedeuten, gemeinwesenorientierte Seniorenarbeit zu beschneiden. Städtische Einrichtungen, festes Vermögen Zum städtischen Vermögensbestand gehören auch Gebäude wie Freibad, Theater, aber auch Bauland, …. Deshalb stehen kommunale Schulden dem kommunalen Vermögen gegenüber. Dies bedeutet im Umkehrschluss: Wer nicht investiert, vernichtet Vermögensbestand. Stadtgesellschaft stärken Pforzheim ist von einer guten Lage zwischen Karlsruhe und Stuttgart geprägt, hat viele attraktive Freizeit- sowie Kulturangebote und einen Reiz durch Flüsse und grüne Oasen. Die Pforzheimer sind offen, interessiert, freundlich und engagiert. Auch der Charme der ausländischen Bürgerinnen und Bürger kann sich in der Stadt spiegeln, zum Beispiel durch hervorragende Restaurants mit Spezialitäten aus anderen Ländern. Dies bereichert unser Miteinander und belebt die Innenstadt. Pforzheim ist eine ideale Stadt gerade für weltoffene und moderne junge Familien, 9



die nicht auf dem Land leben wollen, aber auch nicht in überproportionierten Großstädten und Ballungsräumen ihren Familienmittelpunkt sehen. Pforzheim kann eine Stadt der modernen Familien und des bunten Lebens werden. Dies sollte in allen städtischen Überlegungen eine Rolle spielen (z.B. Wohnungsbau).



Sozialer Zusammenhalt Zum sozialen Zusammenhalt in der Stadt gehört leider auch eine intensive Auseinandersetzung mit rechtsextremen Politikansätzen. Die AfD ist keine Alternative … Wir brauchen einen engen Schulterschluss der politischen und zivilgesellschaftlichen Mitte – einschließlich Parteien, Medien, Kirchen, Religionsgemeinschaften, Verbänden und Gewerkschaften sowie ehrenamtlichen Initiativen gegen Rechts, um den Nährboden für fremdenfeindliche und menschenverachtende Parolen auszutrocknen. Insbesondere muss rechter Gewalt entschieden entgegengetreten werden.



Integration Kürzungen oder gar Streichungen von Mitteln bei der Integrationsarbeit bewähren sich für die Zukunft nicht. Aufgrund unserer Bevölkerungsstruktur sind diese kontraproduktiv, denn das würde bedeuten, dass bereits erfolgreiche Angebote eingestellt bzw. eingeschränkt werden müssten (z.B. die Migrationsberatungsstelle) Die Chancen, dass Flüchtlinge ihren Platz in den Betrieben finden können, müssen genutzt werden. Wir betonen jedoch, dass Flüchtlinge und Einheimische keinesfalls gegeneinander ausgespielt werden dürfen. Die Gewerkschaften haben innovative Konzepte vorgelegt. So schlägt die IG Metall eine betriebliche Integrationsphase für anerkannte Flüchtlinge und Langzeitarbeitslose vor. Das Konzept sieht vor, dass die Flüchtlinge neben ihrer Arbeit auch an Integrations- und Sprachkursen teilnehmen. Qualifizierung und Arbeit sollen betriebsnah kombiniert werden. Je früher Menschen beruflich integriert werden, umso mehr Geld spart die Stadt zum Beispiel bei den Kosten für die Unterkunft. Die erfolgreiche Integration von Flüchtlingen braucht Angebote für Sprach- und Integrationskurse sowie Brücken zu Aus- und Weiterbildung.



Zusammenfassende Stellungnahme Sozial- und Bildungspolitik Gemeinderat, Oberbürgermeister und Verwaltung sollten Entwicklungen entgegentreten, die Armut bewirken, Bildung und Integration weiter fördern, die Stadtgesellschaft stärken und kulturelle Angebote dauerhaft sichern. Aufgabenstellungen wie Armut, Arbeitslosigkeit, neue Familienstrukturen oder Wohnungsbau zeigen: Städtische Sozialpolitik ist in vielen Lebensbereichen unersetzbar. Sozialpolitik heißt:    



Zusammenhalt der Stadtgesellschaft stärken Chancengleichheit umsetzen Teilhabe ermöglichen Selbsthilfe fördern



Der DGB-Kreisverband Pforzheim / Enzkreis sieht daher die Arbeit in Familienzentren, im Jugendbereich, bei Hilfen in sozialen Notlagen, den Angeboten in der Mädchen und Frauenarbeit sowie die Integration von geflüchteten Menschen als wichtige Bestandteile der städtischen Zukunft. 10



Bundesweit: Wir halten an unserer Forderung fest, dass ein Aktionsprogramm gegen Kinder- und Familienarmut aufgestellt wird. Die sprudelnden Mehreinnahmen des Staatshaushaltes müssen dort ankommen, wo sie dringend gebraucht werden: bei armen Kindern und Familien. Ein Aktionsprogramm kann z.B. durch die Mehreinnahmen des Mindestlohnes finanziert werden.



4.2.



Arbeitsmarktpolitik



Ziel muss sein, dass Pforzheim einen wirtschaftlichen Aufschwung erreicht. Dabei sind der Ausbau und die Sicherung als Industriestandort wichtige Faktoren. Pforzheim braucht gut qualifizierte und vor allem gut bezahlte sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze. Investieren Unternehmen in Ausbildung, in Fort- und Weiterbildung sowie Qualifizierung, haben sie ihre Fachkräfte für die Zukunft gewonnen. Diese Unternehmensphilosophie sowie die Vereinbarkeit von Familie / Pflege und Beruf haben nicht nur große Bedeutung für die Betriebe, sondern sichern der Stadt Pforzheim zudem höhere Erträge durch Steuern und Kaufkraft. Der Einkommensteueranteil ist eine zentrale Einnahmequelle der Stadt. Daher ist es wichtig, für gute Arbeit und höhere Löhne zu sorgen und den Kampf gegen Arbeitslosigkeit aufzunehmen.



Dies bedeutet für Pforzheim 



Lohnniveau steigern, Tarifbindung ausbauen







Vereinbarkeit von Familie / Pflege & Beruf umsetzen







Abgestimmte Gewerbepolitik in der Region, Unternehmen für Neuansiedlung gewinnen







Querschnittsthema: Wohngebiete für junge Familien







Leerstände von Gebäuden rückgängig machen bzw. vermeiden







Ausbildungsplatzangebote in Unternehmen erweitern







Fort- und Weiterbildung für an- und ungelernte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fördern







Stärkung der kommunalen Betriebe – keine Privatisierungen







Koordinierte Wirtschaftsförderung







Erhalt und Pflege des produzierenden Gewerbes







Attraktivität des Einzelhandels vor allem in der Innenstadt stärken







Umwandlung von Minijobs in sozialversicherungspflichtige Arbeit







Integration durch Arbeit fördern







Öffentlicher Ausschuss einer Wirtschafts- und Strukturkommission der Stadt Pforzheim



Der Arbeitsmarkt Pforzheim braucht effiziente Maßnahmen, mit denen ein Anstieg der Arbeitslosigkeit gestoppt werden bzw. weiter abgebaut werden kann. Kommunale Arbeitsförderung kann sich hier beweisen. Aktive Beschäftigungspolitik heißt das Qualifikationsniveau der Menschen so zu steigern, dass der sogenannte „Drehtüreffekt“ ausbleibt. Ausbildung, Qualifizierung und Beschäftigung sind der beste Schutz unter anderem vor Jugendkriminalität und Altersarmut. Reguläre Beschäftigung vermeidet Hilfebedürftigkeit und wirkt positiv und langfristig auf den kommunalen Haushalt. Einer Verfestigung von Langzeitarbeitslosigkeit in Pforzheim muss mit allen Mitteln entgegengewirkt werden.
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Projekte, die auf Grund der eingesetzten Mittel geplant und durchgeführt werden, sind zu begleiten und auf ihre Verwertbarkeit in Wirtschaft, Dienstleistung oder Verwaltung zu prüfen. Projekte und Teilnehmer müssen zusammenpassen, um eine hohe Integrationsquote zu erreichen. Gute Arbeitsmarktpolitik stärkt die regionale Zusammenarbeit der umliegenden Gemeinden und der Region.



Privatisierung Privatisierungen bringen dem Pforzheimer Stadtsäckel allenfalls kurzfristig Geld, dafür langfristig viel Ärger. Die erhofften „Effizienzvorteile“ für die Kommune bleiben häufig aus, ebenso wenig hat die Ersetzung von Personaldurch Sachkosten eine Haushaltskonsolidierung bewirkt. Nachteile bei der kommunalen Daseinsvorsorge und der Verlust demokratischer Einflussmöglichkeiten sind die Folge bisheriger Privatisierungen. Über eine Gewinnerwirtschaftung hinaus trägt eine Kommune auch eine soziale Verantwortung gegenüber ihren Bürgerinnen und Bürgern. Lohnkostenzuschüsse für Menschen mit Behinderungen Zur Verbesserung der Teilhabe für Menschen mit Behinderungen im Arbeitsleben gibt es das Instrument des Lohnkostenzuschusses. Die Stadt Pforzheim zieht im Haushaltssicherungskonzept eine Streichung dieser Zuschüsse in Erwägung. Dadurch besteht die Gefahr, dass Arbeitgeber und Träger die Menschen nicht weiterbeschäftigten können, sie zurück in die Leistungssysteme der Bundesagentur und des Jobcenters fallen und vermehrt teure Werkstättenplätze benötigt werden. Langfristig würde dies finanzielle Mehraufwendung für die Stadt bedeuten und wir raten daher davon ab.



Zukunft der Arbeit Im CongreßCentrum Pforzheim findet im zweijährigen Rhythmus die Stanztec Messe statt. Im Vordergrund dieser Technologie-Plattform steht der Technik-, Knowhow- und Wissens-Transfer zwischen hiesigen Unternehmern, deren Kunden und Interessenten aus aller Welt. Die Stanztec, an der sich Unternehmen beteiligen und ein neues Image für Pforzheim forcieren, ist mit dem jetzigen Preisleistungsverhältnis ansprechend. Die Folge eines Verkaufs des CCP hätten negative Auswirkungen auf die Belegschaft und auf die Attraktivität des Standortes für die Messe. Der DGB-Kreisverband Pforzheim / Enzkreis befürwortet die Einrichtung eines Zentrums für Präzisionstechnik (ZPT) als Anlaufstelle für mittelständische und kleine Unternehmen in diesem Industriezweig. Das ZPT soll auf drei Säulen stehen: Technologietransfer, Gründerförderung und Weiterbildung. In dem neu zu schaffenden Zentrum, das nahe der Technischen Fakultät der Hochschule entstehen soll, könnten Unternehmen im Bereich Präzisionstechnik Hilfestellung bei technischen Fragestellungen finden. Finanzielle Mittel von EU, Bund und Land verstärkt einsetzen ESF, Bundes- oder Landesprojekte tun Pforzheim gut. Wir sollten weiterhin verstärkt diese Mittel abrufen. Wir brauchen ausbildungsbegleitende Maßnahmen / Hilfen, berufsbezogene Sprachförderung und sollen in Maßnahmen für Langzeitarbeitslose investieren. Pforzheim verfügt über sehr gute Netzwerkpartner in diesen Bereichen, die gemeinsam diese Ziele unterstützten. Diese sozialen Partner müssen wir soweit es geht finanziell dazu ausstatten. Jeder Euro den wir sparen, wird uns sonst in der Zukunft drei Euro kosten. Leider ist uns auch bewusst,
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dass gute Maßnahmen in eine sogenannte Regelfinanzierung kaum übergehen können. Das wird gerade die Stadt Pforzheim in den nächsten Jahren nicht oder kaum umsetzen können. Arbeitgeber in Verantwortung nehmen



Schmuckjubiläum feiern! Aber bescheiden und der Haushaltsituation angebracht! Der städtische Zuschuss für das Schmuckjubiläum sollte entsprechend der Haushaltssituation ausfallen. Wir wollen das Jubiläum in Pforzheim feiern und werden uns ebenfalls einbringen. Wenngleich das Jubiläum ein wichtiger Bestandteil der städtischen Geschichte ist: Das Erreichen eines finanziellen und wirtschaftlichen Zieles für die Zukunft der Stadt Pforzheim ist damit nicht planbar. Eine reine „Imagepflege als Goldstadt oder Schmuck- und Uhrenstadt“ rechtfertigen die Millionenausgaben nicht. Das hat auch in der Vergangenheit keine Früchte getragen. Die Pforzheimer Unternehmen und Arbeitgeberverbände, die einige Millionen als Sponsoren für das Schmuckjubiläum einbringen, dürfen eine Gesamtverantwortung gegenüber der Stadt Pforzheim und ihren Bürgerinnen und Bürgern, ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern nicht vergessen. Im Stadtgebiet leben viele an- und ungelernte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Wir sehen finanzielle Investitionen am Menschen, an der Arbeit - zur Stärkung der Innovationskraft des Unternehmens als dringender für die Zukunft an. Wichtiger sind Investitionen zur Qualifizierung, zur Fort- und Weiterbildung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Der Einsatz von Geldern hätte vor allem ein konkretes messbares Ziel. Im Haushaltssicherungskonzept der Stadt Pforzheim finden sich zudem viele Posten wieder, bei denen der Einspareffekt minimal ausfällt, während die Kürzung fatale Folgen nach sich zieht. Ein Beispiel ist die Telefonseelsorge, bei der gerade mal 2.000 € eingespart werden sollen. Eine geringe Summe, die aber schlimme Auswirkungen haben kann, wenn Menschen in akuten Notsituationen nicht mehr ausreichend geholfen wird. Von der Telefonseelsorge wie auch von anderen Einzelmaßnahmen profitieren auch Arbeitgeber. Der DGB wünscht sich hier ebenso ein soziales Engagement der Pforzheimer Unternehmer und Arbeitgeberverbände als Sponsoren wie beim Schmuckjubiläum.



4.3.



Verantwortung der Bundes- und Landespolitik



Pforzheim ist – wie eingangs erwähnt - strukturell unterfinanziert. Schon lange fordern die DGB-Gewerkschaften daher ein Steuerkonzept, das auch dazu dient, die Kommunalhaushalte zu stärken. Denn eines ist sicher, die zum Erhalt des kommunalen Systems notwendigen Gelder, lassen sich in ihrer Gesamtsumme mit keinen Einsparungen und beeinflussbaren Steuererhöhung durch die Stadt alleine erwirtschaften. Die Verantwortung tragen auch das Land und der Bund. Finanz- und Steuerpolitik Es ist überfällig, die Finanz- und Steuerpolitik von Bund und Land vom Kopf auf die Füße zu stellen. Öffentliche Investitionen schaffen die Werte von heute und das Vermögen von morgen. Der anhaltende Investitionsstau ist für die Volkswirtschaft und einem handlungsfähigen Staat (wie für die Stadt Pforzheim) ein größeres Problem als der derzeitige Schuldenstand. Den gegenwärtigen öffentlichen Schulden stehen in gleicher Höhe pri-
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vate Vermögen gegenüber. Eine solide Finanz- und Steuerpolitik, die vor allem dem Prinzip der individuellen Leistungsfähigkeit wieder Rechnung trägt, ist der Schlüssel zur Minderung der öffentlichen Verschuldung. Ziele und Aufgaben sind zwischen Bund, Land und Gemeinden klar zu definieren, öffentliche Gelder müssen entsprechend verteilt werden. Die Schere zwischen reichen und armen Kommunen, zwischen reichen und armen Menschen darf nicht weiter aufgehen. Eine Möglichkeit hierzu ist die Wiedereinführung der Vermögenssteuer, wie sie der DGB und andere seit langem fordern.



Kommunaler Finanzausgleich Wir appellieren an die Landesregierung, sich Gedanken über den kommunalen Finanzausgleich zu machen. Dieser soll Unterschiede in der Finanzausstattung der Kommunen ausgleichen. Eine (geplante) Stärkung des ländlichen Raums darf nicht auf dem Rücken der Städte passieren. Deshalb lehnen wir eine Verschiebung des Ausgleichs ab und fordern die Städten und ihren kommunalen Raum gleichermaßen zu unterstützen.



Konnexitätsprinzip Darüber hinaus muss das Konnexitätsprinzip strikt beachtet werden: Bund und Länder tragen die Ausgaben, die sich aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ergeben. Die Ausgabenlast folgt der Aufgabenlast. Im Verhältnis der Länder zu ihren Kommunen (Gemeinden und Gemeindeverbänden) ist das Konnexitätsprinzip ein Rechtssatz, der gerichtlich durchsetzbare Ansprüche der Kommunen gegen die Länder begründet. Wenn ein Land seinen Kommunen eine bestimmte Aufgabe überträgt (andere Formulierung: sie zur Wahrnehmung verpflichtet) und dies zu einer wesentlichen Mehrbelastung führt, muss das Land gleichzeitig für Ausgleich sorgen, indem es Bestimmungen über die Deckung der Kosten trifft oder selbst finanziellen Ausgleich zahlt. Kurz und populär: „Wer bestellt, soll bezahlen.“



Beispiel für Pforzheim: Das Land bezuschusst die Stadt Pforzheim seit der neuen Gesetzesverankerung bei den Gleichstellungsbeauftragten in Städten mit mehr als 50.000 Einwohnern. Die zweckgebundenen Zahlungen des Landes an die Stadt betragen im Jahr 2016 35.000 € und ab 2017 jährlich 42.5000 €. Ob diese Bezuschussung ausreichend ist, muss letztendlich die Kommune beurteilen. Tarifverhandlung öffentlicher Dienst Bei der letzten Tarifrunde des öffentlichen Dienstes haben die Arbeitgeber die Kommunen in Baden-Württemberg auf eine Anhebung des Beitrages der ZVK (Zusatzversorgungskasse) plädiert. Diese bedeutet eine weitere Belastung des städtischen Haushalts. Eine Rücknahme in der nächsten Tarifrunde wurde damit auch Pforzheim mehr Luft geben. Zusammenfassend: In der gesamten Bundesrepublik besteht von der Ausweitung der Bildungsausgaben über Investitionen in öffentliche Infrastruktur bis hin zum Wohnungsbau und zur Stärkung des Sozialstaates dringender Handlungsbedarf. Wirtschaftliches Wachstum, gute Arbeit mit einen guten Lohnniveau, Bildungschancen für alle Kinder und junge Erwachsene, Integration und sozialer Zusammenhalt sowie eine familienfreundliche Lebensqualität braucht die finanzielle Unterstützung von Land und Bund. Davon hängt entscheidend auch die Zukunft Pforzheims ab. 14



5.



Gewerkschaftspolitische Erwartungen



Gemeinsame Verantwortung der Stadt und des Enzkreises wahrnehmen Pforzheim und der Enzkreis sind verschieden und sich räumlich doch nah. Das Oberzentrum Pforzheim stellt Infrastruktureinrichtungen auch für den Enzkreis bereit. Der kommunale Finanzausgleich reicht in der jetzigen Form nicht mehr aus, um alle Angebote in Pforzheim für alle Bürgerinnen und Bürger – auch aus dem Enzkreis – aufrecht zu erhalten. Eine Reform, die diesen Zustand bessern würde, ist kurzfristig nicht zu erwarten. Deshalb müssen der Enzkreis und die Stadt enger kooperieren. Die positiven Beispiele hierfür sind das regionalen Übergangsmanagement der Stadt und des Enzkreises sowie die rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit von Kommune, Agentur und Jobcenter. Leistungsfähiges Rathaus und motivierte Mitarbeiter fördern Große Aufgaben hat Pforzheim künftig zu bewältigen: ob in der Flüchtlingspolitik, im Bildungsbereich oder bei der Stärkung als Wirtschaftsstandort –Bereiche, die für die Zukunft der Stadt und ihrer finanziellen Lage eine Bedeutung haben. Um diese Aufgaben zu schultern, brauchen wir auch ein starkes, leistungsfähiges und bürgerorientiertes Rathaus mit motivierten Kolleginnen und Kollegen. Eine Reduzierung des Personals führte zwar rechnerisch zu geringeren Personalkosten, aber die Arbeitsbelastung und -verdichtung ist in den letzten Jahren enorm gestiegen. Bereits zu beobachtende Folgen sind ein höherer Krankenstand, fehlende Motivation sowie Fluktuation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Ein Problem der Stellenbesetzung ist heute schon aktuell. Dies ist keine sinnvolle Strategie. Öffentliche Investitionen angehen. Land und Bund müssen Verantwortung übernehmen Wir wollen als DGB eine Investitionsoffensive, die sich auch finanziell lohnt und positiven Beschäftigungseffekte sowie Wettbewerbsvorteile mit sich bringt. Sie ist ökonomisch vernünftig und politisch sinnvoll. Anfang Oktober ist diese Erkenntnis wieder einmal auch amtlich bestätigt worden: Eine Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) belegt detailliert die hohe Rentabilität öffentlicher Investitionen (siehe Anhang). Deshalb lautet eine zentrale Forderung des DGB an die Politik: Weg mit der „schwarzen Null“! Die beschlossene Schuldenbremse nimmt den Kommunen den Handlungsspielraum. Immer mehr Pflichtausgaben werden auf die Kommunen und damit auf die Stadt Pforzheim verlagert.
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Fazit



An den Oberbürgermeister, Bürgermeister und Gemeinderäte  







   



In unsere Kinder und in gute Arbeit investieren Verantwortung gegenüber den mehr als 2.400 Beschäftigten wahren Ausbildungen bringen Fachkräfte für die Zukunft, Kündigung führen zur weiteren Arbeitsbelastung Anderer und können anderswo als Folgekosten auftreten Folgekosten in der Zukunft bei Streichungen / Kürzungen in sozialen Bereichen berücksichtigen Das heißt, Sparmaßnahmen können sich in ein paar Jahren auch negativ auf die finanzielle wie gesellschaftliche Zukunft der Stadt auswirken Keine Privatisierung von öffentlichem Vermögen Eigenes Personal- und Expertenpotential nutzen vor privaten Beratungsfirmen Für die kommunale Daseinsvorsorge einstehen Mehr Personal im Jobcenter Pforzheim



An den Landrat und Kreisräte 



In unsere Kinder und in gute Arbeit investieren



Dies bedeutet: Verstärkte Kooperation mit dem Oberzentrum Pforzheim (z.B. freiwillige Beteiligung des Enzkreises im Bildungs- und Kulturbereich Pforzheim - auch für Enzkreis Kinder und Bürger) Außergewöhnliche Verantwortung übernehmen.



An die Landes- und Bundespolitik    







Finanz- und Steuerpolitik nach dem Prinzip der individuellen Leistungsfähigkeit, aufgabenorientierte Finanzausstattung der Kommunen Weg mit der „schwarzen Null“, Investitionen in das öffentliche Vermögen In unsere Kinder und in gute Arbeit investieren Strikte Anwendung des Konnexitätsprinzips: - Finanzielle Verantwortung bei den Kindertagesstätten und bei dessen Ausbau wahrnehmen - Finanzielle Verantwortung bei der Zuwanderung und Integration und den daraus entstehende Kosten wahrnehmen, z.B. Sichere Finanzierung der Migrationsberatung Mehr Personal + Kontrollen des Zoll zu Schwarzarbeit + Lohndumping
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In Pforzheim leben Menschen mit 143 verschiedenen Nationalitäten. Wir haben als Pforzheimer Gewerkschaften den Blick nach vorne gerichtet und sehen positive Veränderungen. Diese bunte Vielfalt in Pforzheim sollten wir auch als Chance nutzen. Wir wollen nicht durch AfD Äußerungen und Behauptungen unsere Stadt kleinreden lassen. Pforzheim liegt in einer schönen Gegend mit viel Wasser und Grünflächen. Die Städte Karlsruhe und Stuttgart sind unsere Nachbarn.



Wir sind „mitten drin“ statt „außen vor“!



DGB-Geschäftsstelle Pforzheim, Susanne Nittel DGB-Kreisverband Pforzheim / Enzkreis, der Vorstand: Wolf-Dietrich Glaser (Vorsitzender), Franz Herkens (Stellvertreter), Liane Papaioannou, Sigrid Wunderlich, Rüdiger Jungkind, Martin Kellner, Beate Wiegand, Emine Ince, Rainer Hauff, Jürgen Hoffmann, Wolfgang Heinig, Karl-Heinz Joos, Franz Bitto, Kurt Klopfleisch und Martin Göttle. IG Metall Pforzheim, Martin Kunzmann, ver.di Mittelbaden-Nordschwarzwald, Thorsten Dossow, GEW Kreisvorstand Pforzheim / Enzkreis, Dietrich Gerhards, IG BAU Nordbaden, Wolfgang Kreis, IG BCE Karlsruhe, Karsten Rehbein, GdP Kreisgruppe Pforzheim, Achim Unseld, NGG Mittelbaden-Nordschwarzwald, Elwis Capece, EVG, Reinhold Klee.
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Anhang 6.1.



Ertragssteigerungen („Bagatellbereiche“)



Parkgebühren: Parktarif von 1,50 € pro Stunde auf 1,70 € erhöhen. Mehreinnahmen in Höhe von etwa 250.000 €. Friedhofsgebühren: Wurden letztmalig 2008 kalkuliert und beschlossen! Kernzeitbetreuung: Anpassung Elternbeiträge analog Elternbeiträge bei Kindertagesstätten, d.h. Anhebung in 3 Stufen: 10 % in 2017, weitere 5 % in 2018 und nochmals 5 % in 2019. Hierdurch ergeben sich jährliche Mehrerträge von bis zu 23.000 € in der letzten Ausbaustufe. Schulkindbetreuung: Die Elternbeiträge sollen analog der Erhöhung der Elternbeiträge an Kindertagesstätten angepasst werden. Vorgesehen ist eine Anhebung in 3 Stufen um 10 % in 2017, weitere 5 % in 2018 und nochmals 5 % in 2019. Hierdurch ergeben sich jährliche Mehrerträge von bis zu 154.000 € in der letzten Ausbaustufe. Essensentgelt Ganztagesschulen: Erhöhung Essensentgelt von 3,50 € auf 3,80 €. Ab 2018 weitere Erhöhung auf 4,00 € vorgesehen. Mehrerträge von insgesamt bis zu 77.000 € in der letzten Ausbaustufe. Kindergartenentgelte: Sollen in mehreren Stufen an die Landesempfehlungen angepasst werden. Hierdurch ergeben sich jährliche Mehrerträge von bis zu 368.000 € in der letzten Ausbaustufe. Essensentgelt Kindertagesstätten: Erhöhung um 0,30 € auf 2,80 € bzw. 3,30 € vorgesehen. Ab 2018 weitere Erhöhung um 0,20 € auf 3,00 € bzw. 3,50 € angestrebt. Jährliche Mehrerträge von bis zu 111.000 € in der letzten Ausbaustufe.



6.2.



Teildarstellung der vorgeschlagenen Kürzungen



(Kursiv: unveränderte Originalzitate aus dem Haushaltssicherungskonzept der Stadt Pforzheim)



Im Bereich Kultur & Freizeit Stadttheater: Minderaufwand i.H.v. 233.000 Euro/Jahr durch Nichtbesetzung von Stellen, betriebsbedingte Kündi-



gungen. Mehrertrag i.H.v. 150.000 Euro/Jahr durch Entnahmen aus der Theaterrücklage. Minderaufwand i.H.v. 50.000 Euro/Jahr durch Reduzierung von Sachkosten. Der Konsolidierungsbeitrag des Theaters soll insgesamt 605.000 €/Jahr betragen. Auf Auswirkungen wird hingewiesen. Zuschuss Kulturhaus Osterfeld: Der jährliche Betriebskostenzuschuss wird für drei Jahre festgeschrieben. Er wurde zuletzt auf Basis des Gemeinderatsbeschlusses vom 09.10.2012 für die Jahre 2014-2016 neu festgelegt. Der aktuellem Zuschuss für das Jahr 2016 rd. 795.000 €. Der Vertrag mit dem Kulturhaus Osterfeld e.V. verlängert sich um jeweils drei Jahre, wenn er nicht unter Einhaltung einer Frist von 18 Monaten vor Ablauf gekündigt wird. Nachdem vom vertraglichen Kündigungsrecht kein Gebrauch gemacht wurde und auch keine Neuverhandlungen über eine mögliche Anpassung des Zuschusses aufgenommen worden sind, hat sich der aktuelle Vertrag für die Jahre 2017-2019 verlängert. Ab 2020 soll eine Reduzierung des Zuschusses um jährlich 144.000 € erfolgen. Jugendmusikschule GmbH Pforzheim + Südwestdeutschen Kammerorchester GmbH Pforzheim (100 % Töchter der Stadt Pforzheim): Die Jugendmusikschule erhält in 2016 einen städtischer Zuschuss in Höhe von



461.000 € und Südwestdeutsche Kammerorchester in Höhe von rd. 577.000 €. Vor diesem Hintergrund eines städtischen Gesamtzuschussvolumens in Höhe von 1.038.00 € wird eine Reduzierung in Höhe von 150.000 € ab dem Jahr 2018 angestrebt. Vorgesehen sind eine räumliche Zusammenlegung der beiden Einrichtungen, die Installation einer gemeinsamen Geschäftsstelle sowie flankierende Maßnahmen. Verkauf St.-Maur-Halle (WSP): Durch einen möglichst frühzeitigen Verkauf der St.-Maur-Halle sollen jährlich 220.000 € Betriebskosten eingespart werden. Wasserspielplatz Enzauenpark: Es ist von jährlichen Einsparungen von mindestens 80.000 € auszugehen. Schließung Bedürfnisanstalten (GM): Die 13 Bedürfnisanstalten im Stadtgebiet erzeugen derzeit einen Kostenaufwand pro Jahr von 190.000 €. Durch Schließung könnte dieser Betrag ab 2018 eingespart werden. Lösung: privater Partner. 18



Im Bereich Bildung & Erziehung Schulbudgets (ABS): Die jährlichen Schulbudgets in Höhe von insgesamt 2.700.000 € sollen um 331.000 € gekürzt



werden. Die Kürzung erfolgt zu jeweils 10% bei den Realschulen und Gymnasien sowie zu 20% bei den Berufsschulen. Schulsozialarbeit (JSA): … hierfür entstehen jährliche Personal- und Sachkosten im Umfang von 1.884.500 €. Obwohl es sich um eine freiwillige Aufgabe handelt, wird seitens der Verwaltung eine Reduzierung der vorhandenen Stellen nicht befürwortet. Aufgrund des hohen Ausgabenvolumens ist auch die Schulsozialarbeit bereit, einen Beitrag zur Haushaltssicherung zu leisten. Deshalb wird anstelle der Einsparung von 2 Stellen eine Reduzierung des Sachkostenvolumens um 140.000 € angeboten. Die Maßnahmen bestehen aus dem Entfall des Gruppenangebotes JUGEND STÄRKEN im Quartier (25.000 €), der Gewaltpräventionsoffensive an Schulen (5.500 €), der Kreativprojekte an Schulen (20.000 €), sowie den Sachmitteln für die Schulsozialarbeit mit dem Schwerpunkt Schulvermeidung (89.500 €). Ausbildung Erzieherinnen und Erzieher: Minderaufwand i.H.v. 205.000 Euro/Jahr ab 2017 durch Absetzung der Ausbildungsförderung für die praxisintegrierte Ausbildung (PIA) für die freien Träger. Die 3-jährige Ausbildung kostet pro Person ca. 41.000 Euro. Kita-Leitungskräfte: Minderaufwand i.H.. 458.000 Euro/Jahr ab 2020 durch die Reduzierung der Leitungsfreistellung von KiTa-Leitungskräften. Die Stadt Pforzheim stellt derzeit eine Leitung mit 20 % für Leitungsaufgaben von der pädagogischen Arbeit frei, plus 8 % pro päd. Fachkraft. Maximal jedoch eine Vollzeitstelle. Kita-Leitungskräfte freie Träger: Minderaufwand i.H.v. 917.000 Euro / Jahr ab 2020 bei den Betriebskostenzuschüssen an freie Träger durch die Reduzierung der Leitungsfreistellung von KiTa-Leitungskräften. Berufspraktikanten: Minderaufwand i.H.v. 200.000 Euro/Jahr ab 2020 durch eine 100 % Anrechnung der Berufspraktikanten (BP´s) auf den Personalschlüssel. Bisher sehen die Pforzheimer Personalstandards eine Anrechnung der BP´s auf den Personalschlüssel mit einem Deputat von 0,65 vor. Nach dem KVJS können Berufspraktikanten zu 100 % als pädagogische Fachkraft anerkannt werden. Diese Regelung soll entsprechend angewandt werden. Durch die Anrechnung der BP's könnten 3,9 Vollzeitäquivalent (VZÄ) eingespart werden. Im Bereich Jugend- und Familienförderung Zuschüsse Familienzentren (JSA): Die Stadt Pforzheim steht grundsätzlich zu den bestehenden Familienzentren. Im



Hinblick auf die Erfordernisse der Haushaltskonsolidierung wird für die Familienzentren Ost, West, Au, Innenstadt und Nord dennoch eine Zuschusskürzung in Höhe von 120.000 € pro Jahr angestrebt. Die Kürzung entspricht 10 % des bisherigen Zuschussbetrags, sie soll jedoch nicht pauschal erfolgen. Bürgerhaus Buckenberg-Haidach (JSA): Die derzeitige Zuschusshöhe an den Träger beträgt rd. 312.000 €. Der Zuschuss soll um 50.000 € gekürzt werden. SJR-Betriebs GmbH (JSA): Für den Stadtjugendring sind derzeit 1.976.600 € im Haushalt ausgewiesen. Das vorliegende Haushaltssicherungskonzept sieht eine Kürzung um 100.000 €. vor. Kinderschutzbund: Minderaufwand i.H.v- 2.500 € für das Angebot „Forum Alleinerziehende“, Minderaufwand i.H.v. 4.500 € für div. kleinere Angebote wie Hausaufgabenbetreuung, Minderaufwand i.H.v. 40.000 € durch Reduzirung des Zuschusses für Familienhebammen. Streichung von Stellen: Minderaufwand i.H.v. 58.000 € u.a. Koordination Lokales Bündnis für Familien, Jugendgemeinderat (keine Pflichtaufgabe). Allgemeine Förderung junger Menschen: Minderaufwand i.H.v. 10.000 € an Jugendverbände, 20.000 € Jugendund Familienförderung, 20.000 € Stadtranderholung. Im Bereich Integration Migrationsberatungsstelle (JSA): Im Rahmen eines Bundesprogramms erbringen Caritasverband und Diakonie das



Angebot der Migrationserstberatung. Der Bund stattet dieses Angebot aber derzeit nicht Bedarfsgerecht aus. Der bisherige kommunale Zuschuss in Höhe von 35.000 € … soll nun um 25.000 € gekürzt werden. Kommunale Integration: Möglicher Minderaufwand i.H.v. 87.000 € durch Wegfall der kommunalen Integrationsmittel. Soziale Einrichtung: Herausführung aus der Obdachlosigkeit, Minderaufwand i.H.v. 10.000 €. Unterstützung entlassener Straftäter: Minderaufwand i.H.v. 50.000 €. 19



Im Bereich Soziale Hilfen & Projekte Aids-Hilfe Pforzheim: Minderaufwand i.H.v. 22.500 € durch Streichung des Zuschusses. Wegfall dieses Angebots



für Pforzheimer Bürger. Soziale Projekte nach SGB XII: Minderaufwand i.H.v. 25.000 € (Co-Finanzierung Stadt) für soziale Projekte. Erwerbslosentreff: Minderaufwand i.H.v. 20.000 €. Telefonseelsorge: Minderaufwand i.H.v. 2.300 €. Altenbegegnungsstätten (JSA): Die Altenbegegnungsstäte in Pforzheim erhalten bisher einen kommunaler Zu-



schuss in unterschiedlicher Höhe (St. Franziskus Altenbegegnungsstätte 24.390 €, Paul Gerhardt Heim Altenbegegnungsstätte 30.270 €, St. Martin Altenbegegnungsstätte 37.070 €, Ludwigsplatz Altenbegegnungsstätte 30.270 €). Die Zuschüsse sollen ab dem Jahr 2017 nahezu komplett entfallen. Hierdurch ergeben sich jährliche Einsparungen in Höhe von 101.000 €. Kürzung Altenbegegnungsstätte am Ludwigsplatz um 10.000 €. Im Bereich Wirtschaft & Arbeit Wirtschaftsförderung: Minderaufwand i.H.v. 25.000 € / Jahr durch eine pauschale Kürzung, Minderaufwand i.H.v. 20.000 € durch Streichung der Präsens auf Messen, Minderaufwand i.H.v. (zusammengefasst) ca. 230.000 € durch



Abbau von Stellen. Innotec + Kreativzentrum Emma: Minderaufwand i.H.v. 180.000 € / Jahr aufgrund des Wegfalls der Miete. Beschäftigungsförderung: Minderaufwand durch pauschale Kürzung des Ansatzes um 300.000 €. Ausbildung bei der Stadt Pforzheim: Minderaufwand i.H.v. durchschnittlich 152.000 € durch Reduzierung der



Ausbildung auf Mindesterfordernis. Minderaufwand i.H.v. 52.000 € / Jahr ab 2017 durch Reduzierung der Personalkosten im Bereich Aus- und Fortbildung. Fortbildungen des städtischen Personals: pauschale Reduzierung 25 %, Minderaufwand 10.000 € pro Jahr. Abbau städtischer Stellen: Minderaufwand i.H.v. 120.000 € durch Abbau von Stellen beim Arbeits- und Umweltschutz. Telefonzentrale der Stadt: Minderaufwand i.H.v. 92.000 € durch Verzicht auf die Telefonzentrale (2 VZS + Blindenarbeitsplatz). Alternativ: Bandansage oder Call Center.



6.3.



Links



Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) https://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/Publikationen/Studien/renditen-oeffentliche-investitionen,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf Haushaltssicherungskonzept der Stadt Pforzheim https://www.pforzheim.de/buerger/rathaus/haushalt/haushaltskonsolidierung.html



Pforzheim, den 28.10.2016 ________________________________________________________________________ DGB-Geschäftsstelle Pforzheim Jörg-Ratgeb-Str. 23  75173 Pforzheim Tel.: 07231-32011  [email protected]  www.nordbaden.dgb.de
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